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(Nr. 3148.)Verordnung,betreffenddieDienſtvergehendcrnichtrichterlichenBeamten,die
VerſeßungderſelbenaufeineandereStelleoderindenRuheſtand.Vom
11.Juli 1849.

Wir Friedri<Wilhelm,vonGottesGnaden,‘Königvon
Preußen2c.2c. | ;

verordnennachdemAntrageUnſeresStaatsminiſteriums,aufGrund desAr-
tifels 105.derVerfaſſungsurkunde;,was folgt:

| GA

Die gegenwärtigeVerordnungfindet,unterdendarin‘ausdrücklichge-
machtenBeſchränkungen,aufallein unmittelbaremodermittelbaremStaats-
dienſteſtehendenBeamtenAnwendung,dienichtunterdieBeſtimmungender
dieRichterbetreffendenVerórdnungvom10. Juli d.J. fallen. Sie“iſt nicht
anwendbarauf GeiſtlicheundKirchenbeamte.

Erſter Abſ<hnitt.
AllgemeineBeſtimmungenüber Dienſtvergehenund. deren

_ Beſtrafung.
F. 2, 23

Dienſtvergeheniſt jedeVerleßungderPflichten,welchedemBeamktenDienſtvergehen
durchſeinAmt auferlegtwerden. überhaupt,

Zu- dieſenPflichten:gehört,daß derBeamteſich durchſein-Berhalten
in-und.außerdemAmtederAchtung,desAnſehensunddesVertrauens:wür-
dig beweiſe,die ſeinBeruf erfordert. | DNIe

$. 2.
- Amtswverbrechen, wegen-welchereineBeſtrafung.nachden-beſtehen-Amtsverbre-

denGeſeßen:auf-Grund.einèsgerichtlichenVerfahrensſtattfindet,-ſindnux Ven.
diejenigenVerleßungenderAmtspflicht,welchemiteinerStrafedesgemeinen
Strafrechts.bedrohtſind, dieſelbebeſtehe:in Freiheitsſtrafeodereiner:ſchwere
ren Strafe, in immerwährenderoderzeitigerUnfähigkeit-zu-öffentlichenAem-=
tern,oderin eineranderen,immerwährenden,oderzeitigenEntziehungoderEin-
ſchränkungſtaatsbürgerlicherRechte,in-Stellung- unterPolizeiaufſicht:oder’in
einerſolchenGeldbuße,derenHöheſichnachderGrößedesverurſachtenScha-
densoderdesgeſuchtenGewinnesrichtet.

„Dieſe.«Beſtimmung,et Anwendung„ohne:Rückſichtdarauf, ob die
ARAS mit einer StrafedesgemeinenStrafrechtesoderzugei Wi ivi) dm

Mf

ungoder,eineranderenderim.$-5.Nr..L.und2,bezeichne="htiſt; ſieiſtauch.indenFällenanwendbar,woals Verz
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ſchärfungeiner GeldbußedesgemeinenStrafrechtesdieDienſtentlaſſungan-
gedrohtiſt. / E |

F. 4.
Die Beſtimmungdes$. 333.Allg. LandrechtsTheilII. Titel20.iſt

nichtanwendbar,wennnichtdie Verlezungder AmtspflichtvondemBeamten
in der Abſichtverübtwordeniſt, ſh oderAnderenVortheilzu verſchaffen,
oderdemStaateoderAnderenNachtheilzuzufügen.

$. 9.

BloßeDienſt- Bloße Dienſtvergehen, wegenwelchernur einDisziplinarverfahren
—vergehen,und eine Beſtrafung nah denBeſtimmungendieſerVerordnungſtatt findet,

ſinddienachſtehendenVerleßungenderAmtspflicht: |
1) diejenigen,welchein denbisherigenGeſeßenblosmitWarnung,Ver=

weis, Verſeßung,Suspenſion,Dienſtentlaſſung(Verluſt des Amtes,
Dienſtentſeßung,Amtsentſeßung,Kaſſation)bedrohtſind, oderwo zuz
gleih oder ausſchließliheineGeldbußeandererals der im $. 3. bez

Es Art angedrohtift;
2) diejenigen,welchein denbisherigenGeſeßenmitDegradationbedroht

e auh wennzugleichmitderſelbenirgendeineandereStrafeange-
roht ift;

3) diejenigen,welchennur UnwiſſenheitoderFahrläſſigkeit(Frrthum,Ver-
ſchen,Unvorſichtigkeit,Nachläſſigkeit,Uebereilung)zumGrundeliegt;

4) dieEntfernungohneUrlauboderdieUeberſchreitungdesUrlaubs;
9) alleanderenBerlezungenderAmtspflicht,welchenichtin denStraf-

geſeßenvorgeſehenſind.
E

SprichtdasGeſetbeibloßenDienſtvergehendieVerpflichtungzurWie-
dererſtattungoderzumSchadenserſaß, odereineſonſtigecivilrechtlicheVer-
pflichtungaus, ſo gehörtdieKlagederBetheiligtenvor das Civilgericht.

Y: A
Die voneinemBeamtenimAmteverúbtenBeleidigungenoderThät-

lichkeitenwerdenmit denauf dieſeVergehengeſeßtenGeld- oderFreiheits-
ſtrafenauf Grund desgerichtlichenVerfahrensbelegt. Darüber,ob gegen
denBeamtenaußerdemeineDisziplinarſtrafezuvérbdagenſei, wirdlediglich
imDisziplinarwegeentſchieden.

ſſelbegilt, wennPolizeibeamtedieUebertretungderPolizeigeſeße
duldenundſiemhtzurgehörigenAhndunganzeigen. [y

$. 8.
Disziplinar- Das Disziplinarverfahrenwird dadurhnichtausgeſchloſſen,daß die
undgeriht-Handlung,welchedenGegenſtandderTs bildet,eingemeinesVer-
feove brechenoderVergehen,eineUebertretungoderetn Amtsverbrechen($. 3.) dar-
genMf ſtellt, daßwegenderſelbeneinegerichtlicheVerfolgungeingeleitet,eineFrei-
Thatſachen, ORACC
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ſprechungerfolgt, odereineſolheVerurtheilungergangeniſt, diewederauf
denVerluſt desAmteslautet,noh denſelbenkraftdesGeſeßes($. 10.) nah
ſi zieht.

F.9.
Im Laufe einergerichtlichenUnterſuchungdarf gegendenAngeſchuldig-

ten einDisziplinarverfahrenwegendernämlichenThatſachennichteingeleitet
werden,wennesnichtdur<hdasJntereſſedesDienſtesdringendgebotenwird.

WennimLaufeeinesDisziplinarverfahrenswegendernämlichenThat-
ſacheneine gerichtlicheUnterſuchunggegendenAngeſchuldigteneröffnetwird,
ſo kanndie OisziplinarbehördedieAusſeßungdesDysziplinarverfahrens,allen-
fallsbiszurrechtskräftigenErledigungdesgerichtlichenVerfahrens,verordnen.

$. 10.
Die Berurtheilungzu ZuchthausſtrafeoderFeſtungsarbeit, zu eineran-Verluſtdes

derenFreiheitsſtrafevon einjährigeroderlängererDauer, zu einer{wereren R SS
Strafe, zu immerwährenderoderzeitigerUnfähigkeitzu öffentlichenAemtern, rer Strafen,
zu einerſonſtigenimmerwährendenoderzeitigenEntziehungoderEinſchränkung
ſtaatsbürgerlicherRechteoderzu derStellungunterPolizeiaufſicht,ziehtden
Berluſt desAmtes,undbeidenin Ruheſtandverſeßten BeamtendenVerluſt
der.Penſionvonſelbſtnah ſich,ohnedaßdaraufbeſonderserkanntwird.

$. 11.
Ein Beamter,welcherſih ohneden vorſchriftsmäßigenUrlaubvonſei-Unerlaubte

nemAmteentfernt,oderdenertheiltenUrlaubúberſchreitet,iſtfürdieZeit Eutferzung
derunerlaubtenEntfernungſeinesDienſteinkomménsverluſtig.

$:12.
DauertdieunerlaubteEntfernung.längérals aht Wochen,ſo hat der

BeamtedieDienſtentlaſſungverwirkt.
JFſsttderBeamtedienſtlichaufgefordertworden,zu ſeinemAmtezurú>-

eE ſo tritt dieStrafe derDienſtentlaſſung{on nachfruchtloſemAb-
aufvonvierWochenſeitderergangenenAufforderungein.

$.13.
Die EntziehungdesDienſteinkommens($. 14.) wird von derjenigen

Behördeverfügt,welchedenUrlaubzu ertheilenhat. Jm Falle desWider-
ſpruchesfindetdas förmlicheDisziplinarverfahrenſtatt.

$.14.
DieDienſtentlaſſungkannnur imWegedes förmlichenDisziplinar-

Verfahrensausgeſprochenwerden.Sie wird nichtverhängt,wennſichergiebt,
daßderBeamteohneſeineSchuldvon ſeinem:Amtefern geweſeniſt, und
ſih zugleichin derUnmöglichkeitbefundenhat, denUrlaub oderdeſſenVer-
längerungnachzuſuchen.
“(Nr.3148.) Ç. 15.
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Die EinleitungeinesDisziplinarverfahrenswegenunerlaubter-Enftfer=
nungvomAmte-und dieDienſtentlaſſungvor Ablauf der Friſten ($. 12) iſt
nicht ausgeſchloſſen,wenn ſie durch ‘diebeſonderenUmſtändeals gerechtfer-
tigterſcheint.

He Phe
Zuſtellungder Die in dem$. 12.erwähnteAufforderung,ſowiealleanderenAuffor-
: ARE derungen,Mittheilungen,Zuſtellungen.undVorladungen,welchenahdenBe-

ſtiminungendieſerVerordnungerfolgen,- ſindgültigundbewirkendenLauf
derFriſten,wennſie demjênigen,an denſie ergehen,in Perſon oderin ſeiner
leßten-Wohnungan demOrte zugeſtelltwerden,wo er geſeßlichſeinenWohn-
ſiß habenſoll.

F. 17.
Die Disziplinarſtrafenbeſtehenin

Ordnungsſtrafen,
EntfernungausdemAmte.

F. 18.
Ordnungsſtrafenſind:

Warnung,
Verweis,
Geldbuße.

F. 19.
Die EntfernungausdemAmtekannbeſtehen:

1).in Verſeßungin einanderesAmtvon gleichemRange,jedochmitBer-
minderungdesDienſteinkommensund VerluſtdesAnſpruchesauf Um=
zugsfoſten,odermiteinemvonbeidenNachthetlen. |

DieſeStrafe findetnurauf Beamteün unmittelbarenStaatsdienſte
Anwendung. EH

2) in Dienſtentlaſſung.
Dieſe Strafe ziehtdenVerluſt desTitels undPenſions-Anſpruches

oon ſelbſtnah ſih; eswird daraufnichtbeſonderserkannt.

F.2. véréded
Welchederin denCF. 17.bis 19.beſtimmtenStrafenanzuwendenſet,

iſt nah der größerenoder geringeren.Erheblichkeitdes Dienſtvergehens
mit Rückſichtauf die ſonſtigeFührungdesAngeſchuldigtenzu ermeſſen.
111 “DieDienſtentläſſungmußinsbefonderedannerfolgen;wennderBeamte
diePflichtder“Treue’verleßtoderdenMuth,"den'ſeinBeruferfordert,“nicht
bèthätigt,'od& ſich einerfeindſeligen‘ParteinahmegegendieStäätksregierung
f{uldig gemäht haf. fi | | ML [v0 DDIDUS CON
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Zweiter Abſchnitt
Von demDisziplinar-Berfahren.-

C Y
Jeder Dienſt- Vorgeſetteiſt-zuWarnungenundVerweiſengegenſeineVerfahrenfür

Untergebenenbefugt. DEE

F. 22.
In BeziehungaufdieVerhängung:vonGeldbußen-iſtdieBefugnißder

Dienſtvorgeſeßtenbegränzt,wiefolgt: | |
Die BorſteherderjenigenBehörden,die unterdenProvinzialbehörden

ſtehen,könnengegenuntereBagenteGeldbußenbis zudreiThalernverfügen.
Andere VBorgeſeßteder unterenBeamtendürfenſolcheGeldbußen„nur

in ſofernverfügen,als ihnendieBefugnißzurVerhängungvonGeldbußendurch
beſondereGeſeßeoderJnſtruktionenbeigelegtiſt, Daſſelbegilt vonPoſtamts-
vorſtehernin Bezugauf ihreUntergebenen,und'vonPoſtinſpektorenin Bezug
auf dieunterenBeamtenihresBezirkes.

Die Provinzialbehördenſindermächtigt,dieihnenuntergeordnetenBeam-
tenmitGeldbußebiszudreißigThalernzubelegen.

“GleicheBefugnißhabendieVorſteherder Provinzialbehörden-in Anſe-
hungderbeileßterenangeſtelltenunterenBeamten.

Die Miniſter habendieBefugniß, allen ihnenunmittelbarodermittel-
baruntergebenenBeamtenGeldbußenbiszumBetragedesmonatlichenDienſt-
einfommens,unbeſoldetenBeamtenäberbiszurSummevon-dreißig.Thalern
aufzuerlegen.

WelcheBeamtezu denunterenzu rechnenſind,wird durchdasStaats-
Miniſteriumbeſtimmt.

$,23. |
GegendieVerfügungvonOrdnungsſtrafenfindetnur Beſchwerdebei

der vorgeſeßtenFnſtanz ſtatt.
obalddieBeſchwerdéerhobenwird,iſtdavonderjenigenBehördeAn-

zeigeZumachen,welchedieStrafeverfügthat.

F. 24.
Der Entfernungaus demAmtemuß‘einförmlichesDisziplinarverfah-Verfahrenfür

renvorhergehen.Daſſelbebeſtehtin dervoneinemKommiſſarzuführendenEnſfernung
ſchriftlihenVorunterſuchungundin einermündlichenBerhandlungnah denAmte,
FolgendennäherenBeſtimmungen. int.

GE BT
iN Die EinleitungdesDisziplinarverfahrenswirdverfügt,undderUntér-
ſuchungskommiſſarernannt: ad lei ee
(Nr.3448.) 1)wenn
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1) wenndieEntſcheidungderSachevor denDisziplinarhofgehört(F. 26.

Nr. 1.), vondemMiniſter,welcherdempigeſcpuidigtenVorge iſt.
| Iſt jedohGefahrim Verzuge,ſo kanndieſe VerfügungundEr-
nennungvorläufigvondemVorſteherderProvinzialbehördedesReſſorts
ausgehen.Es if alsdanndieGenehmigungdesMiniſterseinzuholen,
und,ſoferndieſelbeverſagtwird, das Berfahreneinzuſtellen.

2) Jnallen anderenFällen von demVorſteherderBehörde,welchedie
entſcheidendeDisziplinarbehördebildet(F. 26. Nr. 2.) odervon dem
vorgeſeßtexMiniſter. |

F. 26.

Entſcheidende Die entſcheidendenDisziplinarbehördenerſterFuſtanz ſind:
eſerqu 1) derDisziplinarhofzuBerlin($.31.)in AnſehungderjenigenBeamten,
ſtanz, zu deren AnſtellungnachdenBeſtimmungen,welchezurZeitderver-

fúgtenEinleitungderUnterſuchunggelten,einevondemKönigeoder
vondenMiniſternausgehendeErnennung,BeſtätigungoderGenehmi-
ung erforderlichiſt.

2) Die Provinzialbehörden,als:
dieRegierungen,
dieProvinzial-Schulkollegien,-
die Provinzial-Steuerdirektionen,
dieÖber-Bergämter.

Bor die Provinzialbehördengehörenalle beidenſelbenangeſtelltenoder
A untergeordnetenBeamten,welchenichtvorſtehendunterÑr. 1, begrif-
fen find.

Den ProvinzialbehördenwerdengleichgeſtelltdieunterdenMiniſtern
ſtehendenCentral-WerwaltungsbehördeninDienſtzweigen,für welchekeinePro-
vinzialbehördenbeſtehen.

F.27.
n Bezugauf diejenigenKategorienvonBeamten,welchenichtunter

den in $. 26. bezeichnetenbegriffenſind, iſt die entſcheidendeDisziplinarbe-
hôrdedurcheinenBeſchlußdesStaatsminiſteriuumszu beſtimmen.

Ç.28.
Die Zuſtändigkeitder Provinzialbehördenkannvon demStaats-

Miniſteriumauf einzelneKategorien"ſolcherBeamtenausgedehntwerden,welche
von denMiniſtern ernanntoder beſtätigtwerden, aber nichtzu den etats-
mäßigenMitgliederneinerProvinzialbehördegehören.

F.29. |
DasStaatsminiſteriumkannauf denAntragdesbetreffendenMiniſters

oderdesAngeſchuldigtendieErledigungeinerDisziplinarſachevoneinerPro-
vinzialbehördeaneineandereverweiſen,wennnah demGutachtendesDis-
trferrivasGründevorliegen,auswelchendieUnbefangenheitderzuſtändigen
i8ziplinar-Behördebezweifeltwerdenkann. | y ol
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$.30.
StreitigkeitenÜberdieKompetenzderDisziplinarbehördenals ſolcherKompetenz-

werdenvondemStaatsminiſterium,nachBernéltingdesGutachtensdesStreitigkeiten,
Disziplinarhofes,entſchieden.

| C At,
Der Disziplinarhofbeſtehtaus einemPräſidentenund zehn anderen

Mitgliedern,vondenenwenigſtensvierzudenMitgliedernderbeidenoberſten
Gerichtshöfegehörenmüſſen.

DieMitgliederdesDisziplinarhofeswerdenvondemKönigeaufdrei
IJahre ernannt.

Ein Mitglied,welchesim LaufedieſerPeriodeernanntwird, bleibtnur
biszumEndederſelbenin Thätigkeit.

Die ausſcheidendenMitgliederkönnenwiederernanntwerden.

9. 92,
Zur ErledigungderDisziplinarſacheniſt bei demDisziplinarhofedie

TheilnahmevonwenigſtensſiebenMitgliedern,mitEinſchlußdesVorſibenden,
erforderlich. :

$. 33,
Bei denProvinzialbehördenwerdendieDisziplinarſachenin beſonderen

Plenarſißungenerledigt,an welchennur die etatsmäßigenMitgliederund
diejenigenTheil nehmen,welcheeineetatsmäßigeStelleverſehen.Alle zur
TheilnahmeBerufenenhabeneinvollesStimmrecht,auh wenndieBehörde
ſonſtkeinekollegialiſcheEinrichtunghat.

$.34,
In derVorunterſuchungwirdderAngeſchuldigtevorgeladenund,wennVorunterſn-

er erſcheint,gehört;es werdendieZeugeneidlih vernommenund die zurAuf- Hung,
klärungderSachedienendenſonſtigenBeweiſeherbeigeſchafft.

Ç.35.
Nach geſchloſſenerVorunterſuchungwerdendieVerhandlungenan die

Behördeeingeſandt,welchedieEinleitungderUnterſuchungverfügthat.

F.36.
Der demAngeſchuldigtenvorgeſeßteMiniſteriſt ermächtigt,mitRúk-

ſicht.auf denAusfall der Borunterſuchungdas fernereBerfahreneinzuſtellen
undgeeignetenFallesnureineOrdnungsſtrafezu verhängen.

Iſt eineſonſtigeBehörde,welchedieEinleitungderUnterſuchungver-
fügt hat, derAnſicht,daßdas fernereVerfahreneinzuſtellenſei, ſo mußſie
darüberan denMiniſterzu deſſenBeſchlußnahmeberichten.
Jahrgang1849,(Nr. 3148.) 44 $. 37.
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ÿ. 37,
Mündliche Wird dasVerfahrennichteingeſtellt,ſo wirdeinTerminzurmünd-
augudA lichenVerhandlungderSacheangeſeßt,zu:welchemderAngeſchuldigte,unter
entſcheiden-Hervorhebungder Thatſachen,welcheihm zur Laſt gelegtwerden,vorzu-
e Gn,ladeniſt,
ſtanz, $. 38.

Die BerrichtungenderStaatsanwaltſchaftwerdendurcheinenBeamten
wahrgenommen,welchenderMiniſter zu dieſemEndebezeichnet.

$. 09,
Bei dermündlichenVerhandlung,welchein niht öffentlicherSibung

ſtatt findet,giebtzuerſteinvondem VorſißendenderBehördeaus derZah
threrMitgliederernannterReferenteineDarſtellungder Sache, wie ſie aus
denbisherigenVerhandlungenhervorgeht.

Der Angeſchuldigtewirdvernommen.
És wird darauf derBeamtederStaatsanwaltſchaftmit ſeinemVor-

undAntrage,undderAngeſchuldigtein ſeinerBertheidigunggehört.
DemAngeſchuldigtenſtehtdaslezteWort zu.

F.40.
WenndieBehördeaufdenAntragdesAngeſchuldigtenoderdesBeam-

tenderStaatsanwaltſchaft,oderau<vonAmtswegendieVernehmungeines
odermehrererZeugen,ſei es dur< einenKommiſſar,odermündlichvor der
Behörde\elbſt,oderdieCRE I andererMittel zur Aufklärungder
Sachefür angemeſſenerachtet,ſo erlaßtſiedieerforderli<heVerfügungund
OE nôthigenfallsdieFortſeßzungderSacheauf einenanderenTag, welcher
dem Angeſchuldigtenbekanntzu macheniſt.

ÿ. 41.
Der Angeſchuldigte,welchererſcheint,kannſich des Beiſtandeseines

Advokatenoder Rechtsanwaltesals VBertheidigersbedienen.Der nichter-
\cheinendeAngeſchuldigtekannſichnichtvertretenlaſſen;es ſei denn,daß ihm
die entſcheidendeBehördedieVertretungdurh einenAdvokatenoderRechts-
Anwalt in derVorladungoderſpätergeſtattethat. Der Behördeſtehtes
jederzeitzu, das perſönlicheErſcheinendes Angeſchuldigtennachträglihzu
verordnen.

F. 42.
Entſcheid..ng Die Entſcheidung,welchedieGründederſelbenenthaltenmuß, wird in
erſterZnſiankderSißung, in welcherdiemündlicheVerhandlungbeendigtwordeniſ, oder

in einerdernächſtenSißungenverkündigt.
Die Entſcheidungkannauchauf einebloßeOrdnungsſtrafelauten.

$. 437
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g ÿ.43,
UeberdiemündlicheBerhandlungwirdeinProtokollaufgenommen,wel-

chesdieNamenderAnweſendenunddieweſentlichenMomentederVerhand-
lungenthaltenmuß. Das ProtokollwirdvondemVorſißendenunddem
Protokollführerunterzeichnet.

$. 44. |
i Das RechtsmitteldesEinſpruches(ReſtitutionoderOppoſikion) findet
I nichtſtatt. |

Ge45
GegendieEntſcheidungiſt dieBerufungan dasStaatsminiſteriumBerufungan

unterfolgendennäherenBeſtimmungenzuläſſig: arfwan
DemAngeſchuldigtenſtehtſiegegenjedeEntſcheidungzu,dur<welle

ſeineEntfernungausdemAmteausgeſprocheniſt; demBeamtenderStaats-
AnwaltſchaftgegenjedeEndentſcheidung.

. 46.
Die Anmeldungder Berufung geſchiehtbei der Behörde, welchedie

anzugreifendeEntſcheidungerlaſſenhat.
Die Friſt zu dieſerAnmeldungiſt einevierwöchentliche,welchemit dem

AblaufedesTages, an welchemdieEntſcheidungverkündigtwordeniſt, und
| fúr denAngeſchuldigten,welcherhierbeinichtzugegenwar, mit demAblaufe
| desTagesbeginnt,anwelchemihmdieEntſcheidungzugeſtelltwordeniſt.

Va,Shs
Das Staatsminiſteriumwird durchdie Berufung,auchwenndieſelbe

nur von demSktaatsanwalteodernur von demAngeſchuldigteneingelegk
| worden,undwennſie nur gegeneinzelneBeſtimmungenderEntſcheidungge-
| richtetiſt, mit derganzenSacheeben\o befaßt,als wennvonbeiden Seiten
| dieBerufunggegendenganzenJnhalt derEntſcheidungeingelegtwordenwäre.

Die Entſcheidungdes Staatsminiſteriuumskann auh auf einebloße
Ordnungsſtrafelauten.

$. 48,
Das Stktaatsminiſteriumbeſchließtauf denBortrageinesvon dem

BVorſißendenernanntenReferenten.

) $. 49.
Jt die Berufungvon der EnkſcheidungeinerProvinzialbehördeein-

elegt, ſo fann das StaatsminiſteriumkeinenBeſchluß diene;bevor das
utachtendesDisziplinarhofeseingeholtwordeniſt.

Der Disziplinarhofmußvor ErſtattungdesGutachtensdenBeamten
derStaatsanwaltſchaftin ſeinemVor- und Antragehören.

| (Nr.3148.) GAT Er
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Er kanndieVorladungdesAngeſchuldigtenverordnenunddiezurAuf-
ÉlärungderSacheetwaerforderlichenſonſtigenVerfügungenerlaſſen.

F.50.
Lautetdie Entſcheidungoderdas GutachtendesDisziplinarhofesauf

FreiſprehungdesAngeſchuldigten,ſo kanndas Staatsminiſteruum,wennes
denAngeſchuldigtenſtrafbarfindet,nichtdie Strafe derDienſtentlaſſung,ſon-
dernnur eine geringereDisziplinarſtrafeverhängen,oderdieeinſtweiligeVer-
ſeßunginden Ruheſtand($. 94.) verfügen. :

$. 91,
Die EntſcheidungdesStaatsminiſteriums,dur<hwelchedie Entfernung

aus demAmteausgeſprochen1, bedarfderBeſtätigungdesKönigs, wenn
derBeamtevondemKönigeernanntoderbeſtätigtwordeniſt.

DE-A PMO tt,

Vorläufige Dienſtenthebung. x

| $. 92.
Suspenſion Die SuspenſioneinesBeamtenvomAmtetritt kraftdesGeſeßesein:
fraftdes 1) wenn in demgerichtlichenStrafverfahrenſeineVerhaftungbeſchloſſen,
Geſeges, odergegenihneinnoh nichtrechtskräftiggewordenesUrtheilerlaſſen

iſt, welchesauf denVerluſt desAmtes lautet, oderdieſenkraft des
Geſeßesnachſichzieht;

2) wennimDisziplinarverfahreneinenochnichtrechtskräftigeEntſcheidung
ergangeniſt, welcheauf Dienſtentlaſſunglautet.

$.53.
In demim vorhergehendenParagraphenunterNummer1. vorgeſehe-

nenFalle hôrtdieSuspenſionmitAblaufdeszehntenTagesnachWieder-
aufhebungdesBerhaftungsbeſchluſſesodernacheingetretenerRechtskraftdes-
jenigen Urtheilshöherer{Fnſtanz,durchwelchesderangeſchuldigteBeamtezu
eineranderenStrafe, als derbezeichneten,verurtheiltwird, von ſelbſtauf,
wennnichtvordemErlöſchendieſerFriſt dieSuspenſionvomAmteimWege -
desDisziplinarverfahrensbeſchloſſenwird.

LautetdasrechtskräftigeUrtheilauf Freiheitsſtrafe,ſo dauertdieSus-
penſion,bis das Urtheilvollſtre>tiſt. Wird die Vollſtrekungdes Urtheils
ohneSchulddesVerurtheiltenaufgehaltenoderunterbrochen,fo tritt für die
Be desAufenthaltesoderderUnterbrehungeineGehaltsverkürzung($. 55.)
nichtein.

Jn demunterNummer2, erwähntenFalle dauertdieSuspenſionbis
zurRechtskraftderin derDisziplinarſacheergehendenEntſcheidung.

F.54.
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F.54.
Die zur vete derDisziplinarunterſuhungermächtigteBehördeSuspenſion

kanndieSuspenſion,ſobaldgegendenBeamteneingerichtlichesStrafver- Oe
fahreneingeleitet,oderdieEinleitungeinerO Ca EERA verfügt |
wird, oderauchdemnächſtim ganzenLaufedes Verfahrensverfügen.

ÿ. 99,
Der ſ\uspendirteBeamtebehältwährendder Suspenſiondie HälfteEinflußder

ſeinesDienſteinkommens; iſt aberwiderthnin erſterJnſtanz derVerluſtdes AAE
Amtesverhängt,oderiſ dieſerVerluſt einegeſeßlicheFolgedesergangenenDienſtein-
Urtheils,ſo wird ihmvonderZeitderPublikationdesUrtheilsoderderEnt- kommen,
\cheidungan bis zur rechtskräftigenEntſcheidungder Sache nur der zum
nothdürftigenUnterhalteerforderlicheBetrag, der jedochniemalsdieHalfte
desDienſteinkommensúberſteigendarf, verabreicht.

Auf diefür DéreteSs beſondersangeſeßtenBeträgeiſt beiBerech-
nungderHälftedesDienſteinkommenskeine Rückſichtzu nehmen.

Aus deminnebehaltenenTheile desDienſteinkommensſind die Koſten
derStellvertretungdesAngeſchuldigtenunddesUnterſuchungsverfahrenszu
beſtreiten.

$. 96.
Der zu denKoſten($.595)nichtverwendeteTheil desEinkommenswird

demBeamtennachgezahlt,wenndas BerfahrennichtdenBerluſt desAmtes
zurFolgegehabthat.

rinnerungenúberdie VerwendungdesEinkommensſtehendemBe-
amtennichtzu; wohl aberiſt ihm aufVerlangeneineNachweiſungÜberdieſe
Verwendungzuertheilen.

$. 97.
Wird derBeamtefreigeſprochen,ſo mußihmder innebehalteneTheil

desDienſteinkommensvollſtändignachgezahltwerden.

$. 98,
Wenn Gefahr im Verzugeiſt, kanneinemBeamtenauchvon ſolchenVorläufige

Borgeſeßten,die ſeineSuspenſionzu verfügenniht ermächtigtſind, dieAus- Unterſagung
úbungderAmtsverrichtungenvorläufigunterſagtwerden;esiſtaberdarüberſo- Sg
fort an diehöhereBehördezu berichten. Tadini

Vierter Abſchnitt.
Nähere und beſondereBeſtimmungen in Betreff der Beamten

der Juſtizverwaltung.

$.59.
HinſichtlichderBeamtenderJuſlizoerwaltung,welchekeinRichteramt

bekleiden,geltendienachfolgendennäherenBeſtimmungen.
(Nr.3148.) $. 60.
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$. 60.
1,Ordnungs- Der JuſtizminiſterkanngegenalleBeamteOrdnungsſtrafenjederArt
ſirafen (GF.18.und22.) verhängen,vorbehaltlihderin den$$.72. bis 75. enthal-

ie-fgegenveletenenEinſchränkungen.
beamte. F. Gb,

Beamteder Der StaatsanwaltbeieinemAppellationsgerichte(Ober-Staatsanwalt,
ata - Generalprofkurator)iſt befugt,gegenalleim BezirkedesAppellationsgerichts
d-derge-angeſtelltenBeamtenderStaatsanwaltſchaftWarnungenundVerweiſe,gegen
vilijendie-BeamtenderStaatsanwaltſchaftbeidenPolizeigerichten(Polizeianwalte)
E E geendieBeamtendergerichtlichenPolizeiWarnungen,Verweiſeund

Geld ihe biszuzehnThalernZu verhängen. |
Die Artikel280.281. 282.derRheiniſchenStrafprozeßordnungſind

aufgehoben.

$. 62.
Der StaatsanwaltbeieinemGerichteerſterJnſtanz (Oberprokurator)

iſt befugt,allenBeamtenderStaatsanwaltſchaftunddergerichtlichenPolizei
imBezirkedieſcsGerichtesWarnungenzuertheilen.

$.63.
Büreau-und DieVorgeſeßtèn,welcheaußerdémJuſtizminiſterbefugtſind,vonAmts-
lnterdeamte.wegenoderaufdenAntragdesStaatsanwaltesgegenBüreau-undUnter-

beamtederGerichte,namentklihdieBeamtendes rétariates,derKalkula-
fur, der Kaſſen- undDepoſital-Berwaltung,derRegiſtratur,derKanzleiund
derExekutionsvollſtrekungOrdnungsſtrafenzu verhängen,ſind:

1) Der ErſtePräſidenteinesoberſtenGerichtshofesin Anſehungder bei
demſelbenangeſtelltenBeamten. Die Geldbußedarf die Summe
vondreißigThalernnichtÜberſteigen.

2) Der Erſte PräſidenteinesAppellationsgerichtesin AnſehungderBeam-
teninnerhalbdesAppellationsgerichts- Bezirkes,mit dernamlichenBe-
ſchränkungin BetreffderGeldbußen.

3) Der PräſidentoderDirektoreinesGerichtserſterJunſtanzin Anſehung
derBeamteninnerhalbdesBezirkesdieſesGerichtes. Die Geldbuße
darf dieSummevonzehnThalernnichtúberſteigen.

4) DerDirigenteinerKreisgerichts-Deputationin Anſehungderbeider-
ſelbenangeſtelltenBeamten. Die Geldbußedarf dieSummevon drei
Thalernnichtúberſteigen.

9) Der Einzelrichterin AnſehungderbeidemGerichte(derGerichtsdepu-
tation)angeſtelltenBeamténmit dernämlichenBeſchränkunginBetreff
derGeldbuße.

Gerichtsſchrei- F. 64.
ber, Ge-
richtsvollzie- In Anſehungder Gerichts\chreiberundGerichtsvollzieher,welchebei
ParPtademRheiniſchenReviſions-undKaſſationshofeund bei denúbrigen E

Gerichten, chen
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chenGerichtenangeſtelltſind, findendieBeſtimmungendes$. 63. mit der
ModifikationAnwendung,daßGeldbußengegenſie nichtzu verhängenſind
unddieBefugniß,WarnungenundVerweiſegegenGerichtsvollzieherauszu-
ſprechen,nur denBeamtenderStaatsanwaltſchaftzuſteht,undzwar:

1) DemGeneralprokuratorbeidemRheiniſchenReviſions-undKaſſations-
E, - Anſehungder bei dieſemGerichtshofeangeſtelltenGerichts-

vollzieher. |
2) Dem Generalprokuratorbei demAppellationsgerihtshofein An-

e BNR, welchein dem Appellationsgerichtsbezirkeange-
ítellt find.

3) DemObexprokuratoreinesLandgerichtesin Anſehungderjenigen,welche
in demBezirkedieſesGerichtesangeſtelltſind. |

g.65.

ſtehtzu:
1) Den Generalprokuratorengegendiejenigen,welchein derenParket

angeſtelltſind,demGeneralprokuratorbeidemAppellationsgerichtshofe

angeſtelltſind. Die Geldbußedarf die[SummevondreißigThalern
nichtÚberſteigen.

2) DemOberprofuratorbei einemLandgerichtegegendiejenigen,welche
în ſeinemParketangeſtelltſind. Die Geldbußedarf die Summevon
zehnThalernnichtÜberſteigen.

$.66.

ſelbenundin derenBezirkeangeſtelltenBeamtenmitWarnungen,Verweiſen
undGeldbußenbiszudreißig Thalernzubelegen.

GleicheBefugnißhat derPräſidentdesReviſionskollegiumsinAnſehung
derbeidieſerBehördeangeſtelltenBeamten.

$. 67.

Unterbeamte
bei denGe-
neralfom-
miſſionen
und dem
Reviſions-
follegium,

en ſindbefugt,gegen‘dieSpeztalkomnmiſſarienWarnungen,Verweiſeund
Geldbußenbis zu dreißigThalernendgültigzuverhängen.

$, 68,
Der General-AuditeurkanndiebeidemGeneral-Auditoriateangeſtellten

oderdieſerBehördeuntergeordnetenBeamtenmitWarnungen,Verweiſenund
GeldbußenbiszudreißigThalernbelegen.

$.69.
DieBeſchwerdegegenOrdnungsſtrafengeht: |

1) in denFällendes$. 63.Nr. 1. und2. an denJuſtizminiſter;
(Nr.3148.) 2) in

miſſarien,

Unterbeamte
beidemGe-
neralaudito-
riatunddeſ-
ſenUnterbe-
hörden,

genOrd-
nungsfſtra-
fen,
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2) in denübrigenFällendes$.63.andenErſtenPräſidentendesAppel-
lationsgerichtes,undvondeſſenBerfügungan denJuſtizminiſter;

3) vondenVerfügungeneinesBeamtenderStaatsanwaltſchaftanden
LEE Beamtenderſelben,und vondeſſenBerfügungan denJuſtiz-
miniſter; |

4) in denFällendes$. 66. an denMiniſter fúr landwirthſchaftliheAn- -
gelegenheiten;

5) in denFällendes$. 68.andenKriegsminiſter.

$. 70.
2,Entfernung Die BeſtimmungenüberdieEntfernungausdemAmte($.25. Nr. 1.,
E F. 26. ff.) findenauf dieBeamtenderStaatsanwaltſchaftAnwendung. Jn

StaatsanwalteAnſehungderPolizeianwalteundderBeamtendergerichtlichenPolizeiiſ deren
undBeamteſonſtigeamtlicheEigenſchaftfür die ZuſtändigkeitderDisziplinarbehörde
dergeriht-maaßgebend.
lihen Poli-

IS $:74
Büreau-und HinſichtlihderBúreau-undUnterbeamtenbeidenGerichten(ÿ. 63.)
Unterbeamte.tretenfolgendeModifikationenein:

1) Die VerfügungwegenEinleitungdesDisziplinarverfahrensfteht,auch
bei den vondemFuſtizminiſterernannten tins demAppellations-
gerichte,und die Ernennungdes UnterſuchungskommiſſarsdemErſten
PräſidentendesGerichtszu, unbeſchadetderBefugnißdesJuſtizmini-
ſterszudieſerVerfügungundErnennung.

2) Die entſcheidendeDisziplinarbehördeerſterJnſtanziſt dasAppellations-
eriht, und zwar in derjenigenAbtheilung,in welcherderErſtePrä-
identgewöhnlihdenVorſiß führt. |

3) Der StaatsanwaltbeidemAppellationsgerichtekanndieEinleitungdes
Disziplinarverfahrensbeantragen.Es werdendemſelbenvordemAb-
ſ{luſſederBorunterſuchungdieAktenzur StellungſeinesAntrages
vorgelegt.

4) WennderBeamtebeieinerGeneral- Kommiſſionoderim Bezirkeder-
ſelbenangeſtelltiſt, ſo werdendiedenAppellationsgerichtenundderen
ErſtenPräſidentenunterNr. 1.und2. beigelegtenBefugniſſevonder
Generalfkommiſſionund derenDirigenten,und wennderBeamtebei
demReviſionskollegiumangeſtelltiſt, von dieſerBehördeundderen
Präſidentenwahrgenommen,unbeſchadetderBefugnißdesMiniſtersfür
landwirthſchaftlicheAngelegenheiten, dieEinleitungderUnterſuchungzu
verfügenunddenKommiſſarzuernennen.

9) Jſstt derBeamtebeidemGeneral-Auditoriateangeſtellt,oderdemſelben
untergeordnet,ſo werdendieunterNr. 1.und2. bezeichnetenBefugniſſe
vondemGeneral-AuditoriateunddemGeneral-Auditeurwahrgenommen,
unbeſchadetderBefugnißdesKriegsminiſters,dieEinleitungderUnter-
ſuchungzuverfügenunddenKommiſſarzuernennen.

$.72.
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$. 72.
Wenn einGerichts\chreiberoderGerichtsvollzieherim BezirkedesBeſondereBe-

RheiniſchenAppellationsgerihtshofeszu Cöôlnein DienſtvergehenbegangenfirGaite,
hat, welchesmit {wererer Strafe als Verweis zu ahndeniſt, \o findetdas ſcreiberund
dur<hdieVerordnungvom21. Juli 1826.vorgeſchriebeneVerfahrenſtatt. vollzieher

An der Befugnißder Gerichte,jededer im $. 3. jenerVerordnung
beſtimmtenStrafen zu verhängen,ſowieüberdie in derSißung ſtatt finden-
denDienſtvergehenzuerkennen,wirdnichtsgeändert.

DieFg.2. bis 10.,52.bis54. dergegenwärtigenVerordnungfinden
ebenfallsAnwendung,in AnſehungderGerichtsſchreiberauchdieFF. 11. bis
16. und55. bis 57. Jedoch ſtehtdieVerfügungderAmtsſuspenſion($.54.),
welcheauf den \hriftlihen Antrag des Staatsanwalteserfolgenkann, nur
demGerichtezu,welchesin derDisziplinarſachezuerkennenhat,vorbehaltlich
dervoneinerBerfügungdesLandgerichteszuläſſigenBeſchwerdeandenAp-
pellationsgerichtshof.

AeCda
Auf dieAdvokaten,RechtsanwalteundNotarienfindennur dieBeſtim:BeſondereBe-

mungender $F. 2. bis 10. und der $$. 52. bis 54. dieſerVerordnungAn- Ei
wendung. ten,Rechts--

Sm UebrigengeltendienachſtehendenVorſchriften($$.74. bis 83.) E,

G /E
HinſichtlichderNotarienim BezirkedesRheiniſchenAppellations-

gerichtshofeszu Côln verbleibtes bei derBerordnungvom25. April 1822.

i SoegenderAmtsſuspenſiongeltendieBeſtimmungendesleßtenAbſatzes
es$. 72.

g.75.
Die Verordnungvom7.Juni 1844.,betreffenddieAusúbungderDis-

ziplinüberAdvokatenundAnwalte,unddieVerordnungvom30.April 1847,
úberdieBildung cinesEhrenrathesbleibenmit dennachſtehendenModifika-
tionenin Kraft.

$. 76,
In denFällendes$. 9. dergegenwärtigenVerordnungiſ dieBe-

ſ{hwerdeandasAppellationsgerichtund imBezirkedesRheiniſchenAppella-
tionsgerihtshofesan denDisziplinarſenatzuläſſig.

Dievoneinem ae in Gemäßheitdes$.54.verfügteAmts-
Suspenſionbedarfder Beſtätigungdes Disziplinarſenates,wegenwelcher
auf den\hriftlichenAntragdes GeneralprokuratorsBeſchlußgefaßtwird.
Der Disziplinarſenatkannauh auf denſ\c<hriftli<henAntragdesGeneral-
ProkuratorsdieAmtsſuspenſionverfügen.
Jahrgang1849, (N: 3148.) 49 $. Ile
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G77. |
Wenn ein Disziplinarrathoderein EhrenratheineDisziplinarunter-

ſuchungin Fällen,wo ſie ſtattfindenſollte, nichteinleitet,oderwenner die
ErledigungeinereingeleitetenUnterſuchungin einerdemDienſtenachtheiligen
Weiſeverzögert,\o kanndasAppellationsgerihtdurcheinenin derPlenar-
TeMd iehes gefaßtenBeſchlußdieSachezurUnterſuchungundEntſcheidung
an ſichziehen.

Zu ZweckederBeſchlußnahmehierüberkannderErſtePräſidenteine
Plenarverſammlungberufen;ſe mußberufenwerden,wenneineAbtheilung
desGerichteses begehrt,oderwennderStaatsanwaltſeinenmitGründen
unterſtúßtenſchriftlichenAntragdaraufrichtet.

$. 78.
Wenn das Appellationsgerichtdie Sache an ſichzieht,ſo beauftragt

deſſenErſterPräſidenteinen Richtermit derVorunterſuchung,und es kom-
mendie Beſtimmungendeszweitenund drittenAbſchnittesder die Richter
betreffendenVerordnungvom10.Juli. d. J. zurAnwendung.
| Die BerufungſtehtdemStaatsanwaltebei demAppellationsgerichte
gegenjedesEndurtheil,unddemAngeſchuldigtengegenjedesUrtheilzu,wel-
chesauf eineGeldbußevonmehrals einhundertThalern, -oderDienſtent-
laſſung,oderwelchesaufSuspenſionoderVerluſt derEigenſchaftals Advokat
oder Anwaltlautet.

$. 79,
So langefür dieRechtsanwaltebeidenoberſtenGerichtshöfenein

EhrenrathoderDisziplinarrathnichtbeſteht,werdendieDisziplinarſachenvon
demoberſtenGerichtshofenah denBeſtimmungendeszweitenund dritten
AbſchnittesderdieRichterbetreffendenVerordnungvom10.Juli d.JF.erledigt.

$. 80.
HinſichtlihderDisziplinarſtrafenkommtin FällenderFF. 78.79.und

81. dieVerordnungvom30.April 1847,undbeidemRheiniſchenReviſions-
undKaſſationshofe,ſowiebeidenübrigenRheiniſchenGerichtendieVerord-
nungvom7.Juni 1844.zurAnwendung.

$. 81,
DienſtvergehenWennDienſtvergeheneinesAdvokatenoderRechtsanwaltesinderSißung
derAdvoka-einesoberſtenGerichtshofes,einesAppellationsgerichtes,einesSchwurgerichts-
Recbisan-Hofes,einesLandgerichtes, KreisgerichtesoderStadtgerichtesvorfallen,o -iſt
walteindendas Gericht,welchesdieSißung halt, ſelbſtwennes nur eineAbtheilungdes
Sigungen.qanzen-Gerichtesbildet,befugt,überdieſeVergehenſofortoderin einerfort=

geſehtenSißung zu erkennen.DieſelbeBefugnißhatdasGericht,oderdie
ADENINVENERA in Anſehungderin derSißungermitteltenVergehen,

wenndarüber\oforterkanntwerdenkann.
$, 82
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$. 82,
GegéndievoneinemanderenGerichte,als einemobérſtenGérichtshofe

erlaſſenenUrtheilefindetdie Berufungnah denin demnzweitenAbſate des
F. 78.enthaltenenBeſtimmungenſtatt.

Jm UebrigenkommendieGh.42, Undfolgendedeszweitenunddritten
Abſchnittesder dieRichterbetreffendenVerordnungvom10.Juli d.JF.zur
Anwendung.Der $. 1. derVerordnungvom7.Jumi 1844,iſt aufgehoben.

$. 83.

Blindheit, Taubheitoderein \onſtigeskörperlichesGebrechen,oderdurchdie
éingetreteneSchwächeſeinerkörperlichenodergeiſtigenKräftezurErfüllung
ſeinerAmtspflichtenunfähiggqé&vorden,unddieſerZuſtandeindauernderiſt, ſo
hätderStaatsanwaltbei demAppellationsgerichteihnoderſeinennöthigenfalls
zu béſtellendenKurätorzur NiederlegungdesAmtesaufzufordern.

Gehtinnerhalbſe<sWochennachdieſerAuffordérungeineErklärung
nichtein,odererfolgteinWiderſpruch,ſo beſchließtdasAppellationsgerichtîn
der durchden$. 25. derVerordnungvom 10. Juli d. JF. vorgeſchriebenen
Zuſammenſeßung,nachdemdas im $. 63. ebendaſelbſtvorgeſchriebeneund
geeignetenFalles das im Schlußſaßedés $. 64. zugelaſſeneVerfahrenſtatt

Fall derNiederlegungdesAmtesvorliege.
BéſchliéßtdasGericht,daßdieſerFäll vorhandenſei, ſokännderJuſtiz-

MiniſterdieStellefúr erledigterklären.

FUÜnfter ADV < ni tt.
Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Gemeindebeamten.

$. 34.
In Bezugauf ſolcheGemeindebeamte,diewedervon demKönige,noch

vonderBezirksregierungernanntoderbeſtätigtwerden,gilt dienachſtehende
beſondereBorſchrift:

Außer demPräſidentenderBezirksregierungkannauchdiejenigeBe-
hörde,welcherdie ErnennungoderBeſtätigungderBeamtenzuſteht, werin
BeranlaſſungzueinemförmlichenDisziplinarverfahrenvorliegt,dieEinleitung
deſſelbenverfügenunddenUnterſuhungs-Kommiſſarernennen.

Nach geſchloſſenerVorunterſuhungwerdendieAktendemPräſidenten
derBezirksregierungüberſandt.

Sechſter Abſchnitt.
BeſondereBeſtimmungenin Betreff-der Militairbeamtien.

$.85.
In AnſehungderMilitairbeamten(BeilageA. zurnMilitair-Strafgeſeb-

(Nr.3148.) 49® buch)

Amteseines
Rechtsan-
waltes,No-
tars, Ge-
rihtsvollzie-
hers.



R E =

buch)undderCivilbeamtenderMilitairverwaltungiſt dieMilitair- Inten-
danturdie entſcheidendeDisziplinarbehördeerſterJnſtanz ($. 2b, Nr. 2.),
wennderAngeſchuldigteeinfr untergeordneterBeamteriſt. /

$. 36,
Iſt derBeamtederMilitair-Jntendanturnichtuntergeordnet,ſo verfügt

derfommandirendeGeneraldesArmeekorpsdieEinleitungderUnterſuchung
und ernenntden Kommiſſar. Die entſcheidendeDisziplinarbehördeerſterJn-
ſtanziſt dieMilitair-Disziplinar-Kommiſſion.

C (BT,
DieMilitair -Disziplinar- Kommiſſionhat ihrenSiß am Garniſonorte

des Generalkommando's| und beſtehtfür jedesArmeekorpsauseinemOber-
ſtenals Borſißendenund ſehs anderenMitgliedern,vonwelchendreizu den
“Stabsoffizieren,HauptleutenoderRittmeiſtern,dieÜbrigenzudenoberenBe-
amtender Militairverwaltunggehörenmüſſen. Jt der Angeſchuldigteein
Militairarzt, \o ſollendiedreileßtgenanntenMitgliederderKommiſſionſtets
Militair-Oberärzteſein.

DieMitgliederderKommiſſionwerdenvondemKriegsminiſterernannt.

$. 88,
DieVerrichtungenderStaatsanwaltſchaftbeidenMilitair- Jntendan-

turenundMilitair-Disziplinar-Kommiſſionenwerdenvon demKorps-Auditeur
odereinemanderendur<hdenKriegsminiſterbezeichnetenAuditeurwahrge-
nommen.

F.89.
In BetreffderVerfügungvonDisziplinarſtrafen,dienichtin derEnt-

fernungaus demAmtebéleben,gegen Militairbeamtekommendie auf dieſe
BeamtenbezüglichenbeſonderenBeſtimmungenzurAnwendung. |

DaſſelbegiltvonderAmtsſuspenſionallerBeamtenderMilitairver-
waltungimFalledesKrieges.

Sietbvbenterx Abdſ<n ib

Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Entlaſſung von Beamten,
welcheauf Widerruf angeſtellt ſind, der Referendarien u. \. w.

$. 90.

Beamte,welcheauf Probe, auf Kündigung,oderſonſtauf Widerruf
angeſtelltſind, könnenohneeinförmlichesDisziplinarverfahrenvonderBe-
hôrde,welcheihreAnſtellungverfügthat,entlaſſenwerden.

Waren fie vorherin einemanderenAmteohneeinenſolchenVorbehalt
angeſtellt,ſo kanndieEntlaſſungaus demAmteohneförmlichesDisziplinar-
verfahrennichtverhängtwerden.

DemaufGrundderKündigungentlaſſenenBeamteniſt in allenFäl-
len
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ee bis zumAblaufederKündigungſeinvollesDienſteinkommenzu ge-
währen. i

F.91.
ReferendarienoderAuskultatoren,welchedurcheinetadelhafteFührung

zuderBelaſſungimDienſteſichunwürdigzeigen,oderin ihrerAusbildung
nicht gehörigfortſchreiten,könnenvon demvorgeſeßtenMiniſter,nah Anhö-
rung derVorſteherder Provinzialdienſtbehörde,ohneweiteresVerfahrenaus
demDienſteentlaſſenwerden.

9. 92.
Jn Anſehungder Entlaſſungder Supernumerarienund der ſonſtzur

ErlernungdesDienſtesbei denBehördenbeſchäftigtenPerſonenkommendie
daraufbezüglichenbeſonderenBeſtimmungenzurAnwendung. -

$. 93.
In BezugaufKanzleidiener,Boten, Kaſtellaneundandere-ingleicher

Kategorieſtehendeoderblos zu mechaniſchenDienſtleiſtungenbeſtimmteDiener,
welchebei den oberſtenVerwaltungsbehördenoderin folhen Verwaltungs-
zweigenangeſtelltſind, in welchenfeineProvinzialdienſtbehördenbeſtehen,
entſcheidetendgültigderMiniſter,nah AnhörungdesAngeſchuldigtenundauf
denVortragzweierReferenten,zudenenſtetseinJuſtitiar, oder,wennein
ſolcherbeiderVerwaltungsbehördenichtangeſtelltiſt, ein Rath desJuſtiz-
Miniſteriumsgehörenmuß. |

Achter Abſchnitt.

VerfügungenimJntereſſe desDienſtes,welcheniht Gegenſtand
eines Disziplinarverfahrens ſind.

$. 94.

troffenwerdenkönnen,ſindniht GegenſtanddesDisziplinarverfahrens,vor-
behaltlihdesim$. 50. vorgeſehenenFalles:
1) Verſeßungin einanderesAmtvonnichtgeringeremRangeundetats-

RAN Dienſteinkommen,mitVergütungderreglementsmäßigenUm-
ugsfoſten. |
: Als eineBerkürzungimEinkommeniſ esnichtanzuſehén,wenndie
GelegenheitzurVerwaltungvonNebenämternentzogenwird,“oderdie
Beziehungder für dieDienſtunkoſtenbeſondersausgeſeßtenEinnahmen
mit dieſenUnkoſtenſelbſtfortfallt.

2) AinſweiligeVerſeßungin denRuheſtandmitGewährungvonWar-
tegeld.

Es ſind hierbeidie VorſchriftenderVerordnungenvom 44, Juni
und24.Oktober1848,zubeobachten.

(Nr.3148.) Außer
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1 Außer‘demdaſelbſtvorgeſehenenFallekönnendur<KöniglicheVer-
fügungjederzeitdienahbenanntenBeamtenmitGewährungdesvorſchrifts-
mäßigenWartegeldeseinſiweiligin denRuheſtandverſeßtwerden:

Unterſtaatsſekretäre,
Miniſterialdirektoren,
Obérpräſidenten,
RegierüngspräſidentenundVicepräſidenten,
BeamtederStaatsanwaltſchaftbeidenGerichten,
BorſteherKöniglicherPolizeibehörden,
Landräthe;
fernerdie.GeſandtenundanderediplomatiſcheAgenten.

| Wartegeldempfänger,welchczurZeitderBerkündigungderBerfaſſungs-
Urkundeetatsmäßigangeſtelltwaren,ſollenbeiWiederbeſeßungerlédigterStel-
len, für welcheſie ſicheignen,vorzugsweiſeberückſichtigtwerden.

3) GánzlicheVerſeßungin denRuheſtandmitGewährungdervorſchrifts-
mäßigenPenſion.

$. 95.
GänzlicheVer- Die ‘gänzlicheVérſeßungin denRuheſtand(Penſionirung)trittein,
PA a wennder BeamtedurchBlindheit,Taubheitoderein ſonſtigeskörpérliches
ſann, Gebrechèn, oderdurchdie-eingetreteneSchwächeſeinerkörperlichenodergeiſtigen

Kräftezur ErfüllungſeinerAmtspflichtenünfähiggewordeniſt,

9. 96.
SuchtderBeamteſeineVerſezungin denRuheſtandnichtnah, 0b-

gleih der Zuſtand, welcherihn zur Erfüllung ſeinerAmtspflichtenunfähig
inacht, ‘eindauernderiſt, #\owird ihmoderſeinem‘nôthigenfallshierzubeſon-
derszubeſtellendenKuratorvóndervorgéſeztenDienſtbehördeunterAngabe
deszu gewährendenPenſionsbetrageseröffnet,daßderFall ſeinerVerſeßung
in denRuheſtandvorliege.

9:94
Innerhalb ſehs Wochennachiner folchenEtöffnung(KF.96.) kähñn

derBeamteſeineEinwendungenbèider vorgeſeßtenDienſtbehördeanbringen.
Jt diesgeſchehen,ſo werdendieBerhändlungenan denvörgéſcßtènMiniſter
eingereicht,welcher,ſofernnichtderBeamtevondemKönigeernänntiſt, über
diePenſionirung‘entſcheidet. |

Gegen‘dieſe‘Entſcheidungſteht demBeatntender Rekurs an das
StaatsminiſteriumbinneneinerFriſt von vier Wochennah Empfang der
Entſcheidungzu.

Des Rekursrechtesungeachtet,kannderBeamtevondemMiniſter#\o-
fort derweiterenAmtsverwaltungvorläufigenthobenwerden.

Jſt derBeaintevondemKönigeernannt, ſ#o‘erfólgt‘dieEntſcheidung
vondemKönigeaufdenAntragdesStaatsminiſteriums.

$. 98.
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ÿ. 98,
DemBeamten,deſſenBerſeßungin denRuheſtandverfügt;iſt,wird ſein

vollesGehaltnoh bis zumAblaufedesjenigen.Bierteljahres-fortgezahlt,wel-
chesaufdenMonatfolgt,worinihm,dieEntſcheidungdes:Miniſters:oderdes.
Königs:bekanntgemacht;worden:iſt.

$, 99,
WennderBeamtegegendieihmgemachteEröffnung(FZ.96.)innere:

halb- ſehs WochenkeineEinwendungenerhobenhat, ſo wird in derſelben
Weiſe PERRO als wenner ſeinePenſionirungſelbſtnachgeſuchthätte.

DieEntſcheidung;ſtehtdem-Miniſterzu,und.die,Zahlung:desvollen
Gehaltesdauertbis zudemim$..98.beſtimmtenZeitpunkte.

F.100. i
Jt einBeamtervordemZeitpunkte,mitwelchem:diePenſionsberech-

tigungfür ihn eingetretenſeinwürde,dienſtunfähiggeworden,ſokannergegen
ſeinenWillen nur unterBeobachtungderjenigenFormen,welchefür dieDis-
ziplinarunterſuhungvorgeſchriebenſind, in denRuheſtandverſeßtwerden.

Wird es jedochfür angemeſſenbefunden,demBeamteneingPeuſion.
u demBetragezu bewilligen,welcherihm beiErreichungdes“vorgedachten
Beitpunkteszuſtehenwürde, ſo kanndiePenſionirungdeſſelbennah denBor-
ſchriftenderGG.96—99, erfolgen.

F.101.
Die vorſtehendenBeſtimmungenúbereinſtweiligeundgänzlicheVer-

ſeßungin denRuheſtandfindennur auf Beamteim unmittelbarenStaats-
dienſteAnwendung. Y

In Bezugauf diemittelbarenStaatsdienerbleibendiewegenPenſio-
nirungderſelbenbeſtehendenBorſchriftenin Kraft.

$.102.
Die Vorſchriftender gegenwärtigenVerordnunggeltenau< in Anſe-

dung der zur Dispoſition geſtelltenodereinſtweilenin Ruheſtandverſetten
Beamten.

$.103,
Jm BezirkedesRheiniſchenAppellationsgerichtshofeszu Côln wird anBeſondereBe-

denbeſtehendenGeſeßen,welcheVerleßungenderAmtspflichtmitGeldbußenfſtimmungen
irgendeinerArt, undgewiſſeaus FahrläſſigkeitbegangeneBerleßungender it weg
Amtspflichtmit Strafen desgemeinenStrafrechtsbedrohen,durchdie Beſtim-Nheiniſchen
mungender$F.3 und5. nichtsgeändert. Becytes,

Die VerfolgungwegenſolcherHandlungenfindetin der bisherigen
Weiſeſtatt.

F.104. |
Die gerichtlichenUnterſuchungen,welchezurZeitderVerkündigungderucberzangsbe-

(Nr.3148.) ge- ſtimmungen,
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gegenwärtigenVerordnungbereitseröffnetſind,werdeninderbisherigenWeiſe
u Endegeführt. Die Unterſuchungwird als eröffnetbetrachtet,wennder
Beſchuldigteals \olchervernommenoderBehufsſeinerVernehmungvorgela-
den'iſt. Die ergangenenoderergehendenStrafurtheilewerdenohneRückſicht
auf dieBeſtimmungendieſerBerordnungvollſtre>t.|

Die bereitseingeleitetenDisziplinarunterſu<hungenwerdenbis![zum
Abſchluſ)ſederVorunterſuchungin derbisherigenWeiſezuEndegeführt. Jm

es findenauf das VerfahrendieBeſtimmungendieſerVerordnungAn-
wendung.

| $. 105.
Alle dieſerVerordnungentgegenſtehendenBeſtimmungenſindaufgehoben.

UrkundlichunterUnſererHöchſteigenhändigenUnterſchriftundbeigedru>-
temKöniglichenJnſiegel.

GegebenSänsſfouci,den11.Juli 1849.

(L. S.) Friedrih Wilhelm.

Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha.
v..d, Heydt. v. Rabe. Simons.


